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2 Uhr Am pdedrachat jche Bronſart v Schellendorff
Bötticher u AD Die zweite Berathung des Militäretats wird bei dem

Kapitel 18 Militärjuſtizverwaltung fortgeſetzt
Kriegsminiſter von Bronfart Dem Abg Lenzmann will

ich ausdrücken daß ich am Sonnabend nicht die Abſicht hatte
ihn irgendwie zu kränken Jch thue das um ſo lieber als er mir
ſelbſt nach Schluß der Sitzung in liebenswürdigſter Weiſe zu erkennen
gab daß auch ſeinerſeits nicht im Entfernteſten daran gedacht
habe mir irgend etwas Böſes zu ſagen Jch bemerke nur bei
Iäufig die Tonart in Moll iſt mir immer lieber als die Ton
art in Dur GHeiterkeit weil ſie es leichter macht
ſich mit Jemand in ernſten Dingen zu verſtändigen
Jch habe das namentlich in der Kommiſſion erfahren Es iſt
mir freilich da anch oft paſſirt daß ich erfahren mußte daß
man ſelbſt mit dem beſten Willen einem Fraktionsbeſchluß
gegenüber nichts ausrichten kann Das ficht mich aber nicht an

Jch komme nun zunächſt zurück auf den Reſt der Rede
des Abg Bebel und muß da noch einmal eingehen auf den
Fall Kirchhoff den ich bereits klargeſtellt habe Am Sonnabend
iſt unmittelbar nach der Sitzung hier im Hauſe die Frage aufgeworfen
worden Wie iſt es denn überhaupt möglich geweſen daß eine
ſolche Notiz wie ſie im Berl Tgbl ſtand überhaupt darin
erſcheinen konnte Die Antwort darauf iſt ſehr einfach zu geben
Ein erbärmlicher Menſch der ſich auch andere Verfeh
lungen hatte zu Schulden kommen laſſen erfand die
Geſchichte und verbreitete ſie in ſeinen Kreiſen Da
kam ſie auch an das Berliner Tageblatt Hinterher hat
der Mann vor Gericht einfach eingeſtanden daß er die ganze
Geſchichte erfunden daß ſie erlogen und erſtunken war
Das iſt doch empörend meine Herren und da werden Sie
ſich doch nicht darüber wundern wenn ich einmal erregt bin
wenn der Abg Bebel z V fagt ich laſſe ganz dahingeſtellt
ob es wahr iſt oder nicht Der Abg Bebel hat es nicht
gewußt und nun er es weiß wird er es auch nicht ſagen
Aber ich ſage es zu meiner Entſchuldigung wenn ich einmal
erregt bin können Sie ſich nicht darüber wundern

Der Abgeordnete hat es dann abfällig kritiſirt daß auch
von Allerhöchſter Stelle dem General Kirchhoff mildernde Um
ſtände zugebilligt wurden Das Recht der Begnadigung und
der Verleihung von Dekorationen iſt ein fouveränes Recht
Sr Majeſtät des Königs von Preußen über das hier im
Hohen Hauſe keine Kontrole geübt werden darf Wenn es
trotzdem geſchieht wenn unter dem Schutz der Redefreiheit
trotzdem darüber geſprochen wird dann proteſtire ich dagegen
als gegen einen Eingriff in die Rechte der Krone Preußens Beifall
rechts Man beruft ſich ſehr oft auf die öffentliche Meinung
Jch berufe mich auf das öffentliche Gewiſſen Jch behaupte
daß wenn dieſer Prozeß vor einem Geſchworenengericht ver

handelt worden wäre ſo wäre der General Kirchhoff frei
geſprochen worden Sehr richtig rechts Er wäre frei

n worden und wenn er die Freude gehabt hätte als
ertheidiger z B den Abg Träger oder den Abg Munckel

zu haben dann wäre er ſicherlich freigeſprochen worden
Heiterkeit und Beifall Wir dürfen das gar nicht wir haben

ihn nach und Recht verurtheilen müſſen Darum
bitte ich ſchelten Sie nicht ſo viel auf unſer allerdings reform
bedürftiges Verfahren vor allem bitte ich Sie auf der ſozial
demokratiſchen Seite Taſten Sie nicht das Recht der Krone
an Gnade zu üben Sie können gar nicht wiſſen ob Sie esnicht ſelbſt Lermalehiſt dankbar empfinden werden wenn das

Recht der Krone Gnade zu üben noch beſteht
Widerſpruch bei den Sozialdemokraten Dann hat der

Abgeordnete Bebel auch die Militärſtrafprozeßordnung in
den Kreis feiner Betrachtungen gezogen und gemeint daß das
Vertrauen zu der Reform derſelben durch meine Aeußerungen
über den Gegenſtand erſchüttert wäre Nun ich muß Troſt in
der Erkenntniß ſuchen daß einige Herren mit meiner Aeußerung
zufrieden geweſen find Beifall rechts Allen recht zu machen
kann ich nicht als meine Aufgabe betrachten einer oder der
andere wird doch nicht zufrieden ſein

Dann hat der Abg Bebel ſich über das Beſchwerderecht
verbreitet Da verwahre ich mich nun ar dagegen daß
wenn das Beſchwerderecht geändert werden ſoll und zwar in
nächſter Zeit es dann geſchieht auf die Anregung des Abgeordneten
Bebel hin Wir können uns auf den Standpunkt gar nicht
ſtellen ſelbſt nicht vorübergehend Der Abg Bebel nimmt andaß die Soldaten welche Zeugen einer Mihandlung ſind vor

Gericht die Wahrheit verſchweigen und die Unwahrheit bekunden
werden Dann müßten ſie einen Meineid leiſten Der
Abgeordnete Bebel kennt unſere Einrichtungen wieder
nicht und auch nicht unſere ehrliebenden Soldaten
Der Abg Bebel hat ſodann die Mißhand langen erwähnt Jch
vabe mir ſelbſtverſtändlich die einzelnen Fälle noch nicht darauf
anſehen können ob die Angaben des Abg Bebel richtig über
trieben oder entſtellt ſind Jch kann mir von der Erörterun
ſolcher Spezialfälle auch gar keinen Nutzen verſprechen Beifa
rechts Jn dem Falle Frey hat der Abg Bebel ſelbſt geſagt
er ſei myſtifizirt worden Das finde ich noch ſehr milde aus
gedrückt Viel eher könnte man ſagen er ſei gröblich belogen na
man kann auch ſagen myſtifizirt Heiterkeit Wer hat von der
Erörterung dieſes Falles einen Nutzen gehabt frage ich Jch
ſage Niemand und Niemand hat Annehmlichkeiten oder Ver
gnügen gehabt weder das Haus noch der Hauptmann Frey
noch der Kriegsminiſter v Kaltenborn noch ich Wir Alle haben die Ge
ſchichte ausbaden müſſen Es kann ſich doch immer nur darum handeln
wie denkt die Kriegsverwaltung über die Mißhandlungen da
ſage ich wir verurtheilen ſie aufs Strengſte denn der Miß
jandelte iſt ein Wehrloſer Nun iſt es ja richtig die Zahl der
äißhandlungen iſt nach meinem Gefühl immer noch eine zu

ohe aber wir ſind doch mit Erfolg beſtrebt geweſen ihnen
geuern die Zahl hat ſich auch ſtetig vermindert Sie betrug
u 1,41 Proz 1891 1,78 1892 1,21 1893 1,14 Wir

ſie den uns weiter bemühen die Zahl zu verringern daß wir
Jen auf Null reduziren können hängt davon ab daß uns
der d ein Mittel ſagt daß wir es einem Gefreiten bei
er Beförderung m Unteroffizier anſehen können daß
Wer ine Gewalt auch nicht mißbrauchen wird
werden ſolches Mittel erfindet der wird binnen Kurzem reich
höchſte Die Vorgeſetzten haben ſchon aus Vernunftgründen das
anheg teeſe den Mißhandlungen zu ſteuern Denn wir

Weiße i ehrliebende Soldaten die dem Feinde das
Ver ochnt m Auge zeigen nicht den Rücken die den

gen einer Partei natürlich außerhalb dieſes Hauſes
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gegenüber die ſich nicht entblödet zum Bruch des Fahneneides
aufzufordern widerſtandsfähig find Auch im Civilleben inFebriken und Werkſtätten kommt es ja vor daß Leute die

eine Gewalt haben ſie mißbrauchen Unſere Selbſtmordſtatiſtik
wie ſie in der bekannten Broſchüre enthalten iſt hat der
Abg Bebel falſch genannt Das finde ich nicht ſchön Jeder
Selbſtmord wird bei der Armee gerichtlich genau in tig auf
die Motive unterſucht Ueber jeden Fall wird ein Aktenſtück
angelegt das wieder genau geprüft und eventuell neueVeenehmungen veranlaßt Jch muß daher den in den Worten

des Abg Bebel liegenden ſchweren Vorwurf gegen die Militär
verwaltung zurückweifen

Abg Dr Lieber Ctr Jch habe augenblicklich das Be
dürfniß mich über den Fall Kirchhoff im Namen meiner
politiſchen Freunde zu äußern Von uns wird ihm Niemand
einen Vorwurf über die warme und ritterliche Vertheidigung
des in ſeiner Ehre ſo ſchwer gekränkten Generals machen
Wenn das Gegentheil der Fall gewefen wäre würden wir es
bedauern wenn wir auch jn den Einzelheiten nicht der
Meinung ſind wie der Kriegsminiſter Zunächſt bedauern
wir es ebenfalls auf das Lebhafteſte daß ſolche ehren
rührige Verleumdungen durch die Preſſe verbreitet werden
können Sehr richtig Das Sprüchwort ſagt Die Zunge
hat mehr Mord angerichtet als das Schwert dieſem Falle
könnte man ſagen als das Gewehrſchnellfeuer Auch wir müſſen
ſagen daß wenn ſolche Szenen vorkommen können wie die
wiſchen dem General Kirchhoff und dem Redakteur Harich etwasſul in unſeren öffentlichen Zuſtänden ſein muß Eine Urſache

dieſer Fäulniß iſt die gewiſſenloſe Handhabung der Redaktion
dieſer Zeitung Beifall Die Verzweiflungsthat des Generals
Kirchhoff iſt die Folge einer tief tragiſchen Entwickelung
Jch muß mit Franz von Salis ſagen Was ich in
einem ſolchen Falle thun müßte weiß ich was
ich in einem ſolchen Falle thun würde weiß ich nicht Beifall
Der General Kirchhoff iſt in dem Momente ſeiner That nicht
vollſtändig entſchließungsfrei gewefen er kann alſo nicht völlig
für ſeine That verantwortlich gemacht werden Es war alſo
auch ſehr unvorſichtig von dem Abgeordneten Bebel von einem
Mordverſuch zu ſprechen er durfte höchſtens von einem Tod
ſchlag ſprechen Die Schuld an dieſem unglücklichen Ausgang
trug aber auch nicht zum geringen Theil meiner Anſicht nach
der Freund des Generals Kirchhoff der Rechtsanwalt durch
ſeine Antwort

Verwahrung müſſen wir aber einlegen gegen den Standpunkt
des Kriegsminiſters als ob man das Recht hätte zur Selbſthilfe zu
ſchreiten ſelbſt im Falle der Nothwehr Sowohl die chriſtliche
als die gemeinmenſchliche Moral als auch das Recht eines ge
ordneten Rechtsſtaates verbieten unter allen Umſtänden dieſe
Selbſthülfe Wir verurtheilen das Vorgehen des Generals
Kirchhoff wir verwahren uns auf das Allerentſchiedenſte gegen
den Standpunkt des Kriegsminiſters aber wir erkennen an
daß eine tragiſche Verwickelung der Verhältniſſe vorliegt die
uns verhindert hier im Reichstage den Stab über jenen Mann
zu brechen der ſeinen irdiſchen Richter bereits gefunden hat und
vor dem himmliſchen Richter ſich noch wird zu verantworten
haben Das Gebot das vom Berge Sinai verkündet wurde
Du ſollſt nicht tödten gilt für Jedermann hoch und niedrig
und die Gebote der Geſittung das Recht eines geordneten Rechtsweſens verlangt daſſelhbe Seifall

Abg Lenzmann f Vp Der Kriegsminiſter hat geſagt
unſere r a doch ſo ſchlecht noch nicht dennſie hat ſich im Kriege bewährt Nun im Kriege muß eben einanderes Recht gerrſden wie im Frieden da verlange ich ſtrenge

Formen nicht wohl aber für den Frieden für den doch die
Militärſtrafprozeßordnung im Weſentlichen gilt Der Kriegs
miniſter hat auch geſagt daß der Gerichtsherr ganz gut
funktionirt Jch habe über dje guten Leiſtungen der
Gerichtsherren gar nicht geurtheilt ich habe es nur für
ungerechtfertigt erklärt daß 1894 noch ein Einzelner
darüber zu befinden hat ob Recht geſpendet werden
ſoll oder nicht Endlich hat auch der Kriegsminſter dem Reichs
tage das Recht abgeſprochen das Beſchwerderecht über das
Se Majeſtät dem Kaiſer die Entſcheidung vorbehalten ſei zu
diskutiren Es iſt aber nicht richtig daß die Entſcheidung über
das Beſchwerderecht dem Könige vorbehalten iſt das Beſchwerde
recht kann vielmehr gefetzlich geregelt werden

Den Fall Kirchhoff anlangend ſo kann ich menſchlich die
That entſchuldigen und erklären ich habe nachdem ich meine
3 Jungen verloren habe nur noch eine Tochter und würde
wenn Jemand meinem Töchterchen das mir noch geblieben iſt
zu nahe träte dieſen niederſchießen wie einen tollen Hund oder
mit der Peitſche niederſchlagen Aber ich würde dann auch die
Konfequenzen davon tragen Was ich mißbillige iſt daß der Kriegsminiſter wegt hat was der General Kirchho t hat war ſein

utes Recht Der General hat nicht in der Nothwehr gehandeltPlvern er wollte Rache nehmen Jch verſtand darum auch

den Beifall der Rechten nicht die den Spruch ganz vergeſſenzu haben L drint Die Rache iſt mein ſpricht der Herr

Geifall links Die Logik des Kriegsminiſters können auchdie Anarchiſten für ſich in Anſpruch nehmen Es giebt

ja auch ideale Verbrechen wie die Ermordung Marats
Sie bleiben aber immerhin ein Meuchelmord Es giebt
doch kein Sonderrecht für Generale Mit demſelben
Rechte wie es der Kriegsminiſter für den General
Kirchhoff in Anſpruch nahm kann auch jeder bürgerliche Vater
deſſen Tochter durch einen Offizier verführt worden iſt ne
über den Haufen ſchießen Es handelt ſich in allen dieſen Fällen
nicht um einen Vertheidiger der Ehre ſondern um einen Rächer
der Ehre Der General Kirchhoff hatte auch gar kein Recht
von dem Redakteur zu verlangen er ſolle erklären er ſei ein
Lügner Auch mußte ſich der General ſagen nicht der Redakteur
iſt der Urheber jener Notiz ſondern ein Anderer Auch ich
halte es für möglich daß die Civilxichter Herrn Kirch
hoff freigeſprochen hätten aber nur weil er vielleichtnach ihrer Anſicht in dem Au enblicke geiſtig befangen

war nicht weil er ein Recht u e Wie wäre
es denn wenn Herr Kirchhoff morgen zu Bebel oder mir
käme und uns zur Rechenſchaft darüber zöge weil ja ſein höchſter
Vorgeſetzter ihm geſagt habe er habe ein Recht dazu Nein er
hatte kein Recht

Kriegsminiſter von Bronfart Jch habe nicht behauptet
es habe Jedermann das Recht zur Selbſthülfe zu greifen Jch
habe vielmehr nur geſagt wenn Jemand vor Gericht käme und
verurtheilt würde würde ich fr mildernde Umſtände plaidiren
Selbſtverſtändlich habe ich nicht gemeint der General Kirchhoff
habe ein Recht zu ſeiner That gehadt er hat kein Recht dazu
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t wir haben ihn ja auch verurtheilt Gegen dieſe Aus
eutung meiner Worte proteſtire ich aufs Allerentſchiedenſte

Abg Frhr von e Die Rechte hat dem Krieg
miniſter vorgeſtern darüber Beifall gezollt weil wir de

Worte n ſo aufgefaßt haben wie er ſie jetzt erläutert
und weil der Kriegsminiſter Herrn Bebel ſo energiſch ent
getreten iſt und die Prärogative der Krone in Be ug on
ſchwerde und Begnadigungsrecht gewahrt hat Ich erinnereübrigens daran daß als die Frau Prager begnadigt wurde kein

Wort der Mißbilligung laut wurde Die Mißhandlun en miß
billigen wir genau ſo wie irgend ein Anderer Beifa rechts

Abg Bebel Soz Nicht ich habe die Familie des Generals
Kirchhoff in die Debatte gezogen ſondern wie ich ausdrücklich
konſtatire der Kriegsminiſter Jm Uebrigen würde mein Urtheü
am Sonnabend wenn mir der Fall ſo W bekannt geweſen
wäre wie er es mir heute iſt noch viel ſchärfer geweſen ſein
Jm Falle Kirchhoff iſt der ger Kriegsminiſter ebenſo falſch
berichtet geweſen wie im Falle Oppenheimer Denn nach der
eigenen Darſtellung des Kriegsminiſters war der General Kirch
hoff ſehr wohl in der Lage den Redakteur Harrich nochmals
vor Gericht zu ziehen denn der General hat ja erſt in der
Gerichtsverhandlung erfahren daß er der Beleidigte war Der
Redakteur wäre dann zweifellos ſcharf verurtheilt worden Jch
habe den Fall überhaupt nur von dem Geſichtspunkt der beſtehenden
Militärgeſetzgebung betrachtet um an ihm zu zeigen daß unſerMilitarſtraſprogeß von Grund auf umgeſtaltet werden muß

Aber das was der Kriegsminiſter am Sonnabend fagte war
nichts wie die Proklamirung des Fauſtrechts und ich als Sozial
demokrat bin in der ſonderbaren Lage für die Inſtitutionen
unſeres ſogenannten Rechtsſtaates gegen einen Kgl preußiſchen
Kriegsminiſter zu vertheidigen Das hätte ich mir in meinen
kühnſten Träumen nicht träumen laſſen Heiterkeit Nach
der Theorie des Kriegsminiſters ſind nicht unr die Anarchiſten
im Recht ſondern jeder gemeine Soldat kann danach zur
Selbſthilfe greifen und den Vorgeſetzten gegen den ihm
ar Recht nicht wird über den Haufen ſchießen Daß
ie Rechte dem Kriegsminiſter Beifall zollte war

erklärlich denn die Rechte ſteht auf dem Boden der Selbfthilfe
ſie billigt das Duell und hat auch für den Offizier einen be
fonderen Ehrenkoder ſie nennen ſich Chriſten und handeln
fortwährend gegen die chriſtlichen Grundſätze Wir Sozial
demokraten ſind gewiß oft in der Lage uns über gerichtliche
Urtheile in dieſem Klaſfenſtaate zu beſchweren aber zur Selbſt
hilfe haben wir doch nie gegriffen Der Miniſter meint ich
hätte das Recht der Krone angetaſtet Der Miniſter hat auch
geſtern durch den Direktor des Reichstags um eine Abſchrift
meiner Sonnabend Rede erſucht und ich habe dies
bewilligt Wenn der Muiniſter wie ich danach
annehmen muß meine Rede geleſen hat ſo
bin ich erſtaunt wie er heute behaupten konnte ich habe das
Recht der Krone Begnadigungen zu erlaſſen Orden zu er
theilen 2c angetaſtet Das iſt mir gar nicht eingefallen Aber
wenn der Miniſter meinte gerade wir Sozialdemokraten würden
am eheſten in die Lage kommen die Gnade des Kaifers in n
zu nehmen ſo ſage ich das wird in aller Ewigkeit nicht der Fall ſein
Rufe rechts Na na Mußten doch bisher Sozialdemokraten ihre

Strafe bis zum letzten Tage abſitzen wo gemeine Verbrecher
begnadigt wurden Der Miniſter meinte wenn wir r
das Beſchwerderecht zur Sprache brächten ſo würde
gerade das Gegentheil von dem erreichen was wir
e Auch das glaube ich aber das kann uns nicht ab
halten hier derartige Dinge zur Sprache zu bringen Hören
uns die Herren am Bundesrathstiſche nicht ſo hört man uns
doch draußen Der Miniſter erklärte es weiter für falſch daß
es irgendwo Offiziere gäbe die die Mißhandlungen billigten
das habe ich gar nicht behauptet nur daß trotz aller Miß
billigungen auch in Offizierkreiſen die Mißhandlungen nicht mit
den Augen angeſehen werden wie ſie C werden müßten
davon ſprechen offizielle Akten Der Miniſter braucht nur zu
leſen was der bekannte Erlaß des Prinzen Georg von
Sachſen über das Verhalten auch der iere
ſagt ähnlich auch der Erlaß des bairiſchen Kriegs
miniſteriums von 1891 und des Generals von Manteuffel aus
dem Jahre 1885 Jch habe diefe Dinge hier erörtern zu müſſen
geglaubt damit die Verwaltung von Dingen Kenntniß bekommk
die ſie fonft nicht bekäme und ferner damit die Ueberzeugungvon der Nothwendigkeit der Aenderung der intce eeee
ordnung immer et um fich greift wenn die Ziffer der
Mißhandlungen ftetig fällt ſo liegt das zweifellos auch daran
daß wir die Dinge hier alljährlich zur Sprache bringen Und
wenn mir einmal unter den vielen Fällen die ich an
führe einer unterläuft der nicht ganz richtig iſt ſo kann mich
das nicht irre machen weiter zu verfahren wie bisher Auch
dem Staatsanwalte paſſirt es daß Angeklagte freigeſprochen
werden Wenn der Miniſter von Mißhandlungen in Fabriken
u ſ w ſprach ſo ſind dieſe Fälle verſchwindend gering 43die Mißhandlungen in der Armee und werden ſofort gen ich

ſchwer beſtraft Der Miniſter behauptete unſere Partei fordere
die Soldaten zum Bruch des Fahneneides auf Das beſtreite
ich ganz entſchieden Er nenne uns einen beſtimmten Fall er
wird nicht dazu im Stande ſein Solche Mittel brauchen wir
auch gar nicht Die Zahlen der Selbſtmordſtatiſtik habe ich
nicht gert ſondern nur geſagt daß wenn irgend ein
anderes Motiv als für den Selbſtmord angegeben
werden könne dies ſeitens der r auch geſchehe Und
dafür habe ich eine ganze Anzahl von Fällen

Jch komme nun zu den Ausführungen des ſächſiſchen
Kriegsminiſters Dr Gradnauer hat nicht zugegeben daß erſich ſelbſt ſchuldig gemacht hat ſondern er ba nur eine wie

ich zugebe ungeſchickte Notiz in die ne gebracht auf
Grund deren eine andere als die jetzige Militärſtrafprozeßordnung
nicht zu ſolchen Mitteln gegen Gradnaer hätte greifen könnenwie es hat ich guſchchen ift e ich auch
hervorheben daß Vorgeſetzte weit milder werden
a ſter v Bronſart Bezüglich der Selbſtmorde

iegsminiſter v Bronſart üg
muß ich auf die Broſchüre verweiſen Was die er
Fälle betrifft ſo haben wir eine ganze Anzahl die ſich
ſo zugetragen haben wie ſie hier dargeſtellt n ſind
ich die Oeffentlichkeit ſcheute daran iſt gar nicht zu
Jch und wir Alle in der Armee denken die i
wie der Prinz Georg von Sachſen Was die Gnadenakte
trifft ſo habe i Abg Bebel vielleicht falſch verftanden
er verſteht mich aber auch manchmal falſch Jch habe von einer
er außerhalb dieſes Hauſes geſprochen weil mir nicht bekannt

et

iſt daß ein Mitglied dieſes es Broſchüreu Aufrufe c ire e r C ra3den Kaſernen verbreitet Ich ſage ja ni
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Knufe bei den Sozialdemokraten Vielleicht Spitzel Lachen und
agrug rechts Ueber den hiſtoriſchen Verlauf des Prozefſes
irchhoff wird mein Herr Kommiſſarius machen die

beweiſen daß ich mich nicht im Jrrthum befunden habe Jm
Falle Oppenheimer handelte es ſich bei mir nur darum daß ich
agen wollte Oppenheimer habe alle Verbindungen mit den

ialdemokraten er damit alſo auch die mit dem
Abg Bebel Jch habe das für nicht ſchön erklärt Aber
irrthümliche Angaben habe ich nicht gemacht

Geh Kriegsrath Seidenſpinner giebt eine ausführliche
Darſtellung des gerichtlichen Verlaufs des Falles Kirchhoff
welche beſtätigt daß der General bis zuketzt keine Kenntniß
davon hatte daß er der Beleidigte ſei Erſt am 7 Oktober gelangte das Erkenntniß in die Hände des Generals Kirchhoff der
nun in die geſchilderte Erregung gerieth und nun zum Revolver
griff Die Angaben des Kriegsminiſters haben alſo vollkommen
der Sachlage entſprochen

Abg von Bennigſen nl Der Abg Bebel behauptete
die Fälle von Mißhandlungen in den Fabriken ſeien wenig
zahlreich Das iſt nicht der Fall wenn man nur an die Strikes
und die Vergewaltigung der ruhigen Arbeiter denkt Wenn
Jemand won Ihrer Partei an s Ruder käme würden Sie ſich
ſolche Gewaltthätigkeiten auch nicht gefallen laſſen Jm Falle
Kirchhoff behauptete der Abg Bebel ein ſolcher Mordanfall
würde von dem Civilgerichte weit ſchärfer verurtheilt worden
Fein als von dem Militärgerichte Kann es etwas Krän
kenderes geben für den Kriegsminiſter und den General
Kirchhoff Und wenn der Kriegsminiſter da vielleicht
etwas zu weit gegangen iſt ſo könnte man das
begreifen Er hat aber ausdrücklich nur geſagt wenn ein
ſolcher Mann vor Gericht kommt ſo würde er ihm mildernde
Umſtände bewilligen Hätte Jemand einen Verleumder ſeiner
Ehre tüchtig verhauen ſo würde Jeder geſagt haben ſchade um
eden Schlag der daneben fiel Große Heiterkeit und ZuPanung Jm vorliegenden Falle iſt obwohl es durchaus

nicht zu billigen iſt wenn der General zum Revolver griff doch
auch kein Grund vorhanden die Sache hier ſo zu
behandeln und die Militärgerichte anzugreifen Auch
die Civilgerichte würden hier mildernde Umſtände bewilligt
haben Erleben möchte ich daß ſich die Preſſe künftig von
ſolchem elenden erbärmlichen gemeinen nur auf die Senſation
berechneten Klatſch fern halte erleben möchte ich aber auch
daß die amerikaniſche Sitte ſofort zum Revolver zu greifen
bei uns nicht zur Nothwendigkeit erhoben wird VBeifall

Abg Dr Barth Jch theile den letzten Wunfch des
Abg v Bennigſen Ueber den Fall Kirchhoff will ich direkt
nicht ſprechen nur hervorheben daß man ihn mehr vom
theatraliſchen Standpunkt betrachtet hat als vom realen Die
Worte des Kriegsminiſters können leicht zum Anlaß dazu dienen
in ähnlichen Fällen wieder ähnlich ſo zu handeln wie der General
Kirchhoff Wenn man ſich auf den Standpunkt des Kriegs
miniſters ſtellt bedarf es nur einer geringen Kaſuiſtik um ſich
hundert Khnliche Fälle zu konſtruiren Man darf gerade in
der Rechtsordnung keine Ausnahme dulden denn in der Rechts
ordnung iſt eines alles und alles eines man darf nichts heranus
nehmen dann fällt der ganze Bau zuſammen Gerade die An
hänger der Rechtsordnung müſſen ſich den Geſetzen auch dann
fügen und dürfen ſie nicht verletzen auch wenn es ihnen die
größte Ueberwindung koſtet Das Duell iſt vom Abg Bebel
mit Recht auch hier herangezogen worden Wenn in der
Armee unſere oberſten Jnſtanzen wollen können ſie das Duell
ausrotten und dann wird es auch im Civilleben verſchwinden
Das wäre ein großer Kulturfortſchritt den England ſchon ſeit
langer Zeit gethan hat Dort fällt es keinem Menſchen ein
ſich zu duelliren denn man ſieht keinen Unterſchied darin ob
man mit dem Säbel ſich im Duell gegenüberſteht oder ob zwei
Handwerksburſchen Holz vom Fichtenſtamme nehmen und ſich

rügelnb Schall konſ Abg Bebel macht uns den ſchlimmen
Vorwurf wir nennten uns Chriſten und verſtießen gegen die
Grundſätze des Chriſtenthums Jch meine eine Partei die fich
mit dem Chriftenthum in einen ſolchen Gegenſatz ſtellt wie die
fozialdemokratiſche kann am allerwenigſten über das Chriſten
thum urtheilen eine Partei die mit ſolcher Geringſchätzung
über den Eid geſprochen hat hat darauf keinen An
ſpruch An ihren Fruchten ſollt ihr ſie erkennen
das gilt auch von der Sozialdemokratie und ihre
Früchte liegen ja vor aller Augen Niemand mißbilligt mehr
die Soldatenmißhandlungen als wir Dann hat man
uns das Duell vorgeworfen Wir wiſſen recht gut wie wir
uns zum Duell zu ſtellen haben Es heißt ja Jhr ſollt nicht
tödten Aber Aha bei den Sozialdemokraten wir leben noch
nicht im goldenen Zeitalter des Zukünftsſtagtes und es würde
ohne Duell die reinen Katzbalgereien geben Solange das Geſetz
noch nicht ſo vom chriſtlichen Geiſte durchdrungen iſt daß es für
eine ſchwere Ehrverletzung auch eine genügende Sühne verſchaff
iſt das Duell ein Akt der Nothwehr Lachen links Auch der Krieg
kann unter Umſtänden nothwendig ſein ich erinnere nur an 1870/71
Was die Mißhandlungen anlangt ſe kommen nicht nur Miß
handlungen Untergebener durch Vorgeſetzte ſondern auch Miß
handlungen Vorgeſetzter ſeitens Untergebener vor Gelächter
links Die Sozialdemokraten haben gar nicht das Recht ſich
als die Vertreter der Unterdrückten hier zu geriren

Abg Kröber ſüdd Volksp Der Fall Kirchhoff hat in
Süddeutſchland große Aufregung hervorgerufen und die Aeuße
rungen Des Kriegsminiſters haben nicht dazu dienen können
dieſe Aufregung zu dämpfen Die Mißhandlungen in der Armee
haben ja in Baiern etwas abgenommen aber es muß doch noch
mehr auf eine Beſeitigung derſelben hingewirkt werden

Abg Lieber Ctr Die Worte des Abg Schall veran
laſſen mich namens meiner Freunde zu erklären daß wir das
Duell ohne jedes Aber immer und überall als gegen Geſetz und
Religion verſtoßen verurtheilen Dem Kriegsminiſter muß ich
doch bemerken daß er in ſeiner Rede vom Sonnabend nach dem
mir vorliegenden Bericht doch davon geſprochen hat daß man
das Recht habe Jemanden niederzuſchlagen wenn man ſeine
oder ſeiner Angehörigen Ehre angreift und es freut mich daß
meine heutigen Auslaſſungen ihn dazu veranlaßt haben das
Mißverſtändniß aufzuklären

Kriegsminiſter v Bronſart betont nochmals daß es ihm
nicht im entfernteſten eingefallen ſei das Fauſtrecht zu ver

n oder dem Abg Lieber irgend wie nahe zu tretenbg Bebel Soz Das Chriſtenthum kann wohl durch
nichts mehr diskreditirt werden als durch die Rede des Abg
Schall der gar nicht einmal zu wiſſen ſcheint daß das Duell
verboten iſt und es vertheidigt wie anch ſogar den Krieg ver
theidigt Das iſt ein chriſtlicher Geiſtlicher Was im Bürgerleben
Recht iſt muß auch im Militärleben billig Gerade die Ge
rer iſt es die die öffentliche Meinung am meiſten

Damit ſchließt die Diskuſſion

willigt ebenfo die Reſolution der Kommiffion einſtimwig
angenommen

Die wekkere Berathung wird vertagt auf Dienſtag
2 Uhr Außerdem Brieftaubenſchutz

Schluß 5 Uhr

Preußiſcher Landtag

Abgeordnetenhaus

28 Sitzung vom 5 März
t2 Uhr Am Miniſtertiſche Graf Eulenburg Dr

Miquel u A
Eingegangen Antrag Motty betr Aufhebung des An

ſiedlungsgeſetzes für die Provinzen Poſen und Weſtpreußen
Zur Berathung ſteht zunächſt der Antrag des Abg

Dr Bachem
Die königliche Staatsregierung zu

geordnetenhauſe baldmöglichſt zunächſt
Ab
von

erſuchen dem
für alle Städte

mehr als 10000 Einwohnern ſtatiſtiſche Mittheilungen
über die Ergebniſſe des Wahlverfahrens nach Enrlaß
des Aenderungen des Wahlverfahrens betreffenden Geſetzes vom
29 Juni 1893 zu machen welche ſowohl bezüglich der Wahlen
zum Abgeordnetenhauſe als bezüglich der Gemeindewahlen ſoweit
bei dieſen das Dreiklafſſenwahlſyſtem gilt unter Vergleichung mit
den entſprechenden Zahlen bei früheren Wahlen den Einfluß er
ſehen laſſen den die neuere Wahl und Stenergeſetzgebung anf
die Vertheilnng der Wähler in die verſchiedenen Wahlklafſen
ausgeübt hat

Abg Dr Bachem Etr Jn der vorigen Seſſion wurde
uns bei der Vorlage der großen Steuerreform auch die Vor
legung einer Wahlreform verſprochen Wir haben auch eine
ſolche bekommen aber von einer materiellen Reform im Sinne
der damaligen Thronrede konnte dabei keine Rede ſein
Der Herr Miniſterpräſident mußte ſich daher darüber äußern
inwiefern er in dem nvenen Wahlgefetze eine Reform
erkennt die den durch die Steuerreform veranlaßten Ver
ſchiebungen Rechnung trägt Daß es äußerſt ſchwierig ſein und
lange Zeit dauern wird bis man zu einer anderen vernünftigen
Regelung des Wahlverfahrens kommt verhehlen wir
uns nicht aber es iſt unſere Aufgabe Stimmung zu
machen langſam im Kreiſe und im Lande die Ueber
zeugung zu verbreiten daß es ohne eine ſolche Rege
lung auf die Dauer nicht geht Der erſte Schritt zu
dieſer Aktion iſt unſer Antrag Nach einer von uns aufge
machten Statiſtik iſt ſeit 1891 bis 1893 die Anzahl der Wähler
erſter und die der zweiten Klaſſe zurückgegangen während die
Wähler dritter Klaſſe ſich ganz erſtaunlich vermehrt haben
Aus der Statiſtik ergiebt ſich aber auch daß das Verhältniß
der Wähler erſter und zweiter zu denen dritter Klaſſe ein ganz
unhaltbares geworden iſt Jn Dortmund z B waren 1891
in der erſten Klaſſe 250 Wähler 1893 nur noch 20 in
der zweiten Klaſſe 1891 1541 1893 660 in der dritten Klaſſe
1891 13 401 1893 über 16 000 Eine Statiſtik wie wir ſie
wünſchen würde beweiſen daß ſolche Verhältniſſe in der
ganzen Monarchie beſtehen Um ein ultramontanes Partei
intereſſe handelt es ſich hier zwar nicht ſondern vielmehr
um das Jntereſſe des Mittelſtandes und der ge
bildeten Klaſſen unſeres Volkes Es iſt dahin ge
kommen daß die akademiſch gebildeten Klaſſen faſt aus
ſchließlich in der dritten Klaſſe wählen in Berlin ſogar die
hohen Beamten während die erſte Klaſſe dem Kapitalismus
vorbehalten iſt Auch der Mittelſtand wählt heute faſt aus
ſchließlich in der dritten Klaſſe Das widerſpricht doch direkt
dem Gedanken des Dreiklaſſenwahlſyſtems der doch dahin geht
die erſte Klaſſe den beſitzenden Klaſſen die zweite dem Mittel
ſtande und die dritte den breiten Maſſen zuzuweiſen Es haben
ſich auch ſchon erhebliche Mißſtände gezeigt obwohl wir erſt am
Anfang der Entwickelung ſtehen Wie glauben Sie wohl daß der
Kapitalismus ſeine Alteinherrſchaft in der erſten und zweiten
Klaſſe ausbeuten wird wenn dieſe Herrſchaft erſt dauernd ge
worden iſt Wir wollen eine Reform keineswegs nur im
Jntereſſe der dritten Klaſſe ſondern vor Allem unſeres Miettel
ſtandes Die Konſervativen ſind unſeren Beſtrebungen auf dem
Gebiete des Wahlrechts ſtets mißtrauiſch entgegengetreten weil
ſie wie Graf Limburg Stirum nie ſicher waren daß das
Centrum nun endlich einmal Schicht macht auf dem Wege zum
allgemeinen gleichen direkten Wahlrecht Aber kann man dennüber
haupt auf dem Gebiete des Wahlrechts ſtillſtehen Das Wahl
recht muß doch immer der jeweiligen politiſchen Entwicklung an
gepaßt ſein Deshalb brancht auch die Beforgniß daß wir nicht
definitiv Schicht machen den Konſervativen kein Mißtrauen
einzuflößen um ſo weniger als ja Krone und Herrenhaus es
immer in der Hand haben unſere Beſchlüſſe zu durchkrenzenWir fordern eine Statiſtik bezüglich der Städte über 10 do

Einwohner würden aber eine Ausdehnung der Statiſtik anf
die Städte unter 10 000 Einwohner mit Freuden begrüßen
Je mehr die Regierung uns an Statiſtik giebt um ſo dankbarer
werden wir ihr ſein

Miniſterpräſident Graf Eulenburg Die Regierung iſt
bereit dem Antrage zu entſprechen ſoweit dies ohne unverhäll
nißmäßigen Aufwand an Zeit und Koſten möglich iſt Dieſe
Einſchränkung bezieht ſich auf die große Ausdehnung auf die
Vergangenheit die der Antragſteller ſeinem Antrage zu geben
wünſcht Das Material das in dieſer Beziehung vorliegt
ift ein ſehr lückenhaftes und wird ſich theilweiſe nur
durch großen Anfwand an Zeit ergänzen laſſen Jch
glaube aber auch daß es genügen wird wenn wir
die Vergleiche mit der Vergangenheit auf einige zurückliegende
Jahre oder Wahlperioden ansdehnen und in dieſem Sinne bin
ich bereit dem Antrage zuzuſtimmen Es hätte auch in dieſem
Sinne eines beſonderen Antrags gar nicht bedurft Denn
irgend eine Anregung bei Gelegenheit der Etatsberathung oder
ſonſt hätte dazu genügt Sie werden ſich erinnern daß ich bereits
bei der Berathung des Wahlgefetzes dahingehende Zuſicherungen
gegeben habe Der Abg Bachem hat einen ſehr wichtigen Geſichts
punkt den die Wahlgeſetznovelle von 1893 zur Geltung bringt
gänzlich außer Recht gelaſſen Es ſoll danach für den Fortfall
der Staats und Realſteuern Erſatz den werden durch die
Kommnnalſteuern Es war alſo vollkommen berechtigt wenn
die Thronrede ſagt es ſolle den Verſchiebungen durch die
Steuerreform Rechnung getragen werden Man kann ja dar
über verſchiedener Meinung ſein ob das in genügendem Maße
geſchehen iſt Um die Materialien für dieſe Prüfung zu gewinnen
ſind die Statiſtiken die der Abg Bachem in ſeinem Antrage
wünſcht nicht allein da ſondern überhaupt entſprechende Sta
tiſtiken über die Kommunal und Abgeordnetenwahlen des vorigendar bereits angeordnet r daß wir in mit zu langer Zeit
dahin kommen werden dem Hau e d eſultate vorzulegen Es

Das Kapitel der Militärjnſtizverwaltung wird be wird dies zunächſt geſchehen

Ergebniſſe der Wahlen zum Abgeordnetenhauſe und in wenigen
Tagen durch die r Monatsſchrift in welcher die Ergebniſſe immer mitgetheilt werden vordehaltlich einer ausführ
licheren Bearbeitung Was die Kommunalwahlen ankangt ſo
werden die Ergebniſſe erſt nach einiger Zeit mitgetheilt werden
können für die Städte mit mehr als 10000 Ein
wohnern weil die Aufnahme einer ſolchen Statiſtik
ein ſehr amfangreiches Werk iſt das überhaupt
nur im Falle einer dringenden Nothwendigkeit zur Ausführung
kommen kaun Was nun die Angaben des Abg Bachem
betrifft ſo ſind dieſelben in Bezug auf die Kommunaglwahlen
nicht ganz richtig Die Wirkung des neuen Wahlgefetzes tritt
in den verſchiedenen Bezirken ſehr verſchieden auf ſo
daß es unendlich ſchwer iſt eine einheitliche Formel
zu finden So hat ein Rückgang der Wähler erſter und
zweiter Klaſſe in den Städten über 10000 Einwohner
um 8,14 Proz in den Landgemeinden mit induſtriellem Charakter
um 12,66 in den übrigen kleinen Städten um 13,05 und den
ländlichen Gemeinden um 23,89 Proz ſtattgefunden Es gilt
das in Bezug auf die Kommunalwahlen Bei den Abgeordneten
hauswahlen verhält ſich die Sache ganz anders Dabei hat in
der erſten Abtheilung ein Rückgang von nur z Proz ſtatt
gefunden während in der zweiten Klaſſe eine Steigernng von
10,82 auf 12,06 Proz ſtattgefunden Man kann aber jetzt
noch gar kein abſchließendes Urtheil über die Wirkung des
Wahlgeſetzes abgeben da noch die Steuer Reform nicht ganz
durchgeführt iſt und auch noch das neue Kommnunalabgabengeſetz
nicht in den Kommunen eingeführt und die Hauptwirkung
deſſelben nämlich die Verminderung der Einkommenſtener Zu
ſchläge eingetreten iſt Jch kann nicht in Ansſicht ſtellen wann
ich ein ſolches Urtheil abgeben kann Das aber kann ich ſchon
heute ſagen daß auch ich eine Modifikation des Wahlgeſetzes
für die Städte wohl für nothwendig halte

Abg v Heydebrand u d Laſa konſ hält es für noth
wendig daß das Material vollſtändig ſein müſſe wenn eine
Statiſtik irgend einen Werth haben ſoll weil ſonſt aus einer
uwwollſtändigen Statiſtik falſche Schlüſſe gezogen werden könnten
Jedenfalls werde die Abſicht die Abgeordneter Paaſchen im
Herzen trägt ſich nicht erfüllen da nach Meinung
ſeiner Partei die Votirung eines allgemeinen gleichen
Wahlrechts an der Grundlage des Staates rütteln hieße

Abg Bachem Ztr erklärt daß er ſich doch vollſtändig
auf den Boden der Verfaſſung geſtellt habe und an der Ver
beſſerung des Dreiklaſſenſyſtems arbeiten wolle wenn auch die
Mehrheit ſeiner Partei das allgemeine Wahlrecht für beſſer
halte Für die Zuſagung einer möglichſt ſchleunigen Statiſtik
ſind wir dem Miniſter dankbar Die Verſchiebungen des Wahk
rechts im Sinne einer gewiſſen Remedur könne er allerdings für
das Landtagswahlrecht zugeſtehen aber nicht für das Kommunal
wahlrecht Jn einer Reihe von Städten ſeien die geringen
Prozentſätze der Wähler 1 Klaſſe geradezu himmelſchreiend
Seine Partei werde fortfahren für eine Aenderung des Wahl
geſetzes fortwährend Stimmung zu machen

Abg v Eynern 1nl hält den ganzen T für zweck
los derſelbe würde der Regierung eine nutzloſe Arbeit machen
Auch ſeine Partei halte das gegenwärtige Wahlgeſetz nicht für
genügend und wolle eine Reform desſelben Namentlicherſtrebe ſie die Einführnng der Zwölftelung der Urwahlbezirke
wie ſie urſprünglich in der Regierungsvorlage enthalten ge
weſen ſei Aber dem Zentrum zu helfen ſeine Herrſchaft am
Rhein durch Einführung der 2000 Mark Grenze zu befeſtigen
dafür ſei ſeine Partei nicht zu haben Diener des Zentrums
wolle ſie nicht ſein

Abg Dr Porſch Ztr Der Miniſterpräſident hat im
allgemeinen unſerem Wunſche gegenüber ſich entgegenkommend
verhalten Um den Aeußerungen des Miniſters Rechnung zu
tragen erkläre ich namens der Antragſteller daß wir die Worte
baldmöglichſt für alle Städte von mehr als 10000 Einwohnern

ſtreichen und den Antrag in der dadurch entſtandenen Form an
zunehmen bitten Jch halte eine Statiſtik jetzt ſchon für werthvoll
Wir wollen durchaus kein Parteigeſetz mit der Aenderung des
Wahlgeſetzes machen wie Abg v Eynern zu glauben ſcheint
Wir wollen verhindern daß wenige Leute die Majoritäten ver
gewaltigen können Daran haben wir alle ein Jntereſſe denn
es geht jetzt ſchon eine gewaltige Agitation gegen den Beſitz
durch die Maſſen und darum müſſen wir alles vermeiden
was die reicheren Klaſſen als im Beſitze einer unrechtmäßigen
Macht erſcheinen läßt die es zu Ungunſten der minder bemittelten
Klaſſen ausnutzt

Abg Frhr v Zedlitz fk erklärt ſich für den Antrag in
ſeiner aßgeänderten Form das ſolle jedoch kein Präjudiz für die
ſonſtige Stellung ſeiner Partei ſein Der Miniſter hat ja
eigentlich den Antrag ſchon erledigt

Abg Pariſius fr Volksp glaubt daß Beſſerungen des
Wahlgeſetzes nur Flickwerk ſchaffen und nichts nutzen könnten
und hält das geheime Wahlrecht für die Kommunalwahlen und
die Landtagswahlen für das beſte

Darauf wird der Antrag in der modifizirten Faſſung faſt
einftimmig angenommen nachdem auch Abg v Eynern noch
Namens ſeiner Partei die Zuſtimmung zu dem abgeänderten
Antrag erklärt hatte

Es folgt die zweite Berathung des Etats der Staats
ſchuldenverwaltung

Miniſter d bemerkt daß in dieſem Kalenderjahrenicht eine neue Anleihe erhoben werde da die Eiſenbahn
einnahme ſich gegen den Etat ſeiner Schätzung noch um 36
bis 40 Millionen vermehren wird Hört hört Die An
legung des Schuldbuchs ſei eine ſehr nützliche Einrichtung da
ſie den Sparſamkeitstrieb fördere weshalb er von den Ein
tragungen in das Staatsſchuldbuch einen möglichſt weitgehenden
Gebrauch zu machen bitte Man werde dann viel weniger in
Verſuchung gerathen dies Geld anzugreifen als wenn man es
in Aktien oder Obligationen angelegt hätte Der Titel Verzinſung der Staatsſchulden werde nicht ganz zur Ausgabe

gelangenParauf wird der Etat der Staatsſchuldenverwaltung

genehmigt
Es folgt die zweite Berathung des Etats der allgemeinen

Finan tiniſter Miquel Der Antheil Prenßens an dem Er
trage der Zölle und Tabakſteuer wird vorausſichtlich um
3 Millionen hinter dem Anſatz zurückbleiben ſo daß die
ueberweiſungen an die Gemeinde um 2 Millionen geringer
ſein und die Staatskaſſe einen Ausfall von 1 Million dadurch
haben wird

Darauf wird der Etat der allgemeinen Finanz
verwaltung genehmigt

Das Haus tritt darauf in die Berathung des Etats der
Anſiedelungskommiſſion für Weſtprenßen und
Poſen ein

er die erſten his jetzt erwiltellenl Fortſetzung in der Abendausgabe
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